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sition dazu? Wer legt sich nachhaltig mit
Intendanten an, die mehr verdienen als die
Kanzlerin, aber keinerlei persönliches Risiko
tragen? Wieso lassen wir es zu, dass in
diesem System einige Stars Millionengehälter
verdienen, und zwar durch unsere Ge-
bührengelder? Die inhaltliche Qualität des
WDR und anderer Sender findet bei dieser
Beurteilung noch keinerlei Beachtung. 

Daher handeln wir klug, wenn wir uns auf
unsere Grundwerte besinnen und diese
engagiert nach außen vertreten. Dies soll-
te Handlungsmaxime aller Mitglieder der
Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung
sein. 

Fortsetzung von Seite 1

MIT Wesel

Schauerte kämpferisch beim
MIT-Stadtverband Wesel

Bei der Jahreshauptversammlung sprach der
MIT-Landesvorsitzende, Hartmut Schauerte.
Voran stellte er einen Blick auf den Mittel-
stand und das konservative, wirtschafts-
liberale Element in der CDU: „Wir sind
wichtiger denn je, denn wir können die wirt-
schaftspolitische Kompetenz der Union de-
finieren. Niemand ist näher dran, denn die
Abgeordneten sitzen in unseren Reihen und
diesen Schatz gilt es zu nutzen.“ Schauerte
stellte heraus, dass es natürlich eine
Sehnsucht nach einem deutlicheren kon-
servativen Element gäbe, dass dies auch an
Personen hängen würde, aber auch an der
Frage, was denn konservativ genau ist. 

Auf die aktuelle Politik eingehend machte
Schauerte Mut: „Die deutsche Politik hat in
der Krise nicht alles, ja sogar sehr wenig
falsch gemacht. Wir stehen besser da denn
je. Das muss man auch mal sagen. Je mehr
ein Unternehmer im Ausland unterwegs ist
desto weniger schimpft er auf Deutschland.
Trotzdem gilt es noch besser zu werden.“ 
Hartmut Schauerte ging auch auf die ak-
tuelle energiepolitische Debatte ein: „Wer

gegen ein echtes, ernsthaftes Moratorium
ist, der ist unseriös. Der Schock durch
Fukuschima sitzt zu tief, um übergangen zu
werden. Wer den Ausstieg will, der muss
aber auch Ersatz-Neubauten und Leitungs-
bau ermöglichen und aktiv unterstützen.
Und in Datteln sind es genau diese Grünen,
die hier blockieren. Deswegen sage ich: Die
Grünen lügen die Menschen an und
argumentieren nicht ehrlich.“

MIT Bezirk Münsterland

Landesregierung gegen den ländlichen Raum

Der Bezirksvorstand der MIT konnte in Telgte
als Gast den Europaabgeordneten Dr.
Markus Pieper begrüßen. Pieper berichtete
über aktuelle politische Entwicklungen in
Brüssel und brach zunächst eine Lanze für
Europa: „Ist europäische Politik erfolgreich,
nehmen Landes- und Bundesregierungen
diesen Erfolg gerne für sich in Anspruch.
Läuft etwas schief wird Brüssel dafür die
Schuld gegeben.“ Fakt sei, dass das der

größte Teil aller neuverabschiedeten Gesetze
in Deutschland Europabezug habe. Oftmals
werden aber europäische Mindeststandards
auf Bundesebene deutlich ausgeweitet.
Hierbei führte Pieper den Bereich des Kli-
maschutzes an, wobei allein Deutschland
zu 75% dazu beiträgt, die CO2-Einspa -
rungsziele der EU zu erreichen. Die Folge
sei, dass der deutsche Stromverbraucher
diese Kosten entsprechend zahlen muss. Er
forderte, nur dort regenerative Energien zu
fördern, wo diese auch effizient betrieben
werden können und andernfalls die För-
derungen zurückzuführen. Durch ein eu-
ropäisches Handelssystem mit Zertifikaten

könnte den Mitgliedsstaaten eine gegen-
seitige Anerkennung ihrer jeweiligen Kli-
maschutzbemühungen ermöglicht werden.
So könnte Deutschland beispielsweise durch
Beteiligung an einer spanischen Photo -
voltaikanlage, die dort wesentlich effizienter
betrieben werden kann, eine Anrechnung
auf die deutschen Klimaschutzziele er -
reichen. Kritik übte Pieper an der neuen
Landesregierung, besonders ihrer Europa-

ministerin Schwall-Düren (SPD). Diese plant
nach den herben Belastungen des Müns-
terlandes durch das geplante Gemeinde-
finanzierungsgesetz nun auch eine Bevor-
zugung des Ruhrgebiets bei der Verteilung
der EU-Strukturmittel. Während unter der
schwarz-gelben Vorgängerregierung eine
Gleichbehandlung der Regionen in NRW
erfolgte, plant Schwall-Düren die Mittel-
zuweisungen der EU auf das Ruhrgebiet zu
konzentrieren. Pieper und der Bezirksvor-
sitzende Michael Kirchner bezeichneten
diese Entscheidung als Rückfall in die über-
holte Politik der regionalen Dauersub-
ventionierung des Ruhrgebiets. 


